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Die Digitalisierung des Compliance Manage-
ments zur Senkung des Aufwands – Teil 2
Der Aufwand zur Erfüllung der Legalitätspflicht ist hoch und muss gesenkt werden. Vier Methoden stehen zur 
Verfügung. Vorgestellt wurden bisher im ersten Teil des Beitrages (CB 2016, 16 ff.) Arbeitsteilung, Standardi-
sierung und Digitalisierung. Noch behandelt wird im folgenden zweiten Teil das Leerkostenmanagement.

XI. der Interessenkonflikt zwischen Gewinn und 
legalität als anlass zum leerkostenmanagement

Kurzfristig schmälert der Aufwand zur Erfüllung der Legalitätspflicht 
den Gewinn des Unternehmens, langfristig aber schützt er vor rui-
nösen Rechtsrisiken und Schäden. Geschäftsführer geraten in einen 
Interessenkonflikt. Sie müssen sich zwischen der Pflicht zur Legalität 
einerseits und der Pflicht zur Gewinnerzielung andererseits entschei-
den. Ein in der Wirtschaft verbreiteter Irrtum besteht in der Ansicht, 
Geschäft gehe immer vor. Das Gegenteil ist unter Gesellschaftsrecht-
lern unbestritten. Vorrang hat uneingeschränkt die Erfüllung der Le-
galitätspflicht.17 Im Ergebnis sind Geschäftsleiter verpflichtet, legale 
und gleichzeitig gewinnbringende Entscheidungen zu treffen.
Die Legalitätspflicht verpflichtet die Geschäftsleiter eines Unterneh-
mens zur Einhaltung aller Pflichten aus Gesetzen, dem Aktiengesetz, 
der Satzung und der Geschäftsordnung (interne Pflichtenbindung) 
und zur Einhaltung sämtlicher Rechtsvorschriften, die das Unterneh-
men als Rechtssubjekt treffen (externe Pflichtenbindung).18

Vorstände und Geschäftsführer haben die Pflicht zur Oberaufsicht 
über das legale Verhalten aller Unternehmensmitarbeiter einschließ-
lich der gegenseitigen Kontrolle unter Vorstandsmitgliedern. Die 
Pflicht der Vorstände und Geschäftsführer kann nicht delegiert 
werden.19 Der Erfüllungsaufwand aller gesetzlichen Vorschriften 
einschließlich der Steuergesetzen, der Vorschriften zur Sozial- und 
Personalverwaltung betragen 3,6 % vom Jahresumsatz, der in einem 
Pilotprojekt erstmals bei einem Zuliefererbetrieb mit einer Gelenk-
wellenproduktion gemessen wurde.20

Neben der Erfüllung der Legalitätspflicht sind Geschäftsleiter von 
Handelsgeschäften, wozu Aktiengesellschaften nach § 3 AktG zäh-
len, auch zur dauerhaften Gewinnerzielung verpflichtet. Der Vorrang 
der Legalitätspflicht ergibt sich aus § 243 AktG, wonach wegen der 
Verletzung eines Gesetzes oder der Satzung Beschlüsse der Haupt-
versammlung angefochten werden. Nach § 396 Abs. 1 AktG können 
Aktiengesellschaften sogar wegen gesetzeswidrigen Verhaltens auf-
gelöst werden.
Im Ergebnis ausgeschlossen sind illegale aber gewinnbringende 
Entscheidungen im Unternehmen. Erlaubt sind nur legale Unterneh-
mensentscheidungen.
Die präventiven Kosten für die Einhaltung der Legalitätspflicht 
sind zwar hoch. Höher sind aber die Folgen illegalen Verhaltens im 

Unternehmen. Aktuelle Fälle machen es deutlich. Die Rückstellung 
für drohende Schäden aus Rechtsrisiken betragen bei der Deutschen 
Bank aktuell 11,4 Milliarden Euro, im VW-Fall 6,9 Milliarden Euro. Die 
Rechtsanwaltskosten nach dem Rechtsverstoß belaufen sich bei Sie-
mens auf 12,85 Millionen Euro für „Internal Investigations“. Zusam-
men mit den Schmiergeldzahlungen i. H. v. 2,15 Millionen Euro ergab 
sich ein Anspruch auf Schadensersatz i. H. v. 15 Millionen Euro, zu 
dem der langjährige Finanzvorstand vom Landgericht München ver-
urteilt wurde.21 Die hohen Schäden helfen dabei, die Rechtsrisiken 
zu beziffern, die mit dem Compliance-Aufwand vermieden werden 
können. 
Illegales Verhalten zur Einsparung von Kosten und Aufwand sind für 
Geschäftsleiter von Unternehmen ausgeschlossen.22 Weder auf Ge-
winne noch auf Legalität kann ein Unternehmen verzichten. Als ein-
ziger Ausweg bleibt, den Compliance-Aufwand auf das geringstmög-
liche Maß zu senken. Die Betriebswirtschaft bietet dazu als Methode 
das Leerkostenmanagement.

17 Fleischer, ZIP 2005, 141; Paefgen, AG, 2002, 17–26; für die GmbH Ro-
wedder/ Koppensteiner, GmbHG, 4. Aufl. 2002, § 43, Rn. 10; Fleischer, in: 
Spindler/ Stilz, Aktiengesetz, 3. Aufl. 2015, § 91, Anm. 31, 43, Begründung 
des Regierungsentwurfs – BegrReGE KonTraG, BT-Drs. 13/9712, 15; BGH, 
[6.5.1986  – 4 StR 124/86] NStZ 1986, 455 ; LG Nürnberg-Fürth, 3 KLs 
501 Zs 1777/2008, Feldmeyer-Siemens, S. 130; BGH, 15.10.1996 – VI ZR 
319/95, BGHZ, 133, 370, BB 1996, 2531; Schneider, in: FS 100 Jahre GmbH-
Gesetz, 1992, S. 473, 477; Hemeling, ZHR 175 (2011), 368; von Falkenhausen, 
NZG 12012, 647.

18 Paefgen, Unternehmerische Entscheidungen und Rechtsbindung der Organe 
in der AG, 2002, S. 24; Fleischer, ZIP 2005, 142.

19 RG, 14.12.1911 – VI 75/11, RGZ 78, 107 (Kutscher-Urteil); RG, 12.1.1938 – VI 
172/37, RGJW 1938, 1651 (Kleinbahn-Urteil); RG, 25.2.1915 – VI 526/14, 
RGZ 87 (1916), 1 (Heilsalz-Urteil); BGH, 25.10.1951 – III ZR 95/50, BGHZ 4, 
1 (Benzinfahrt-Urteil); BGH, 9.2.1960 – VIII ZR 51/59, BGHZ 32 (1960), 53 
(Besitzdiener-Urteil).

20 Rack, CB 2014, 54.
21 LG München I, 10.12.2013 – 5 HKO 1387/10, CB 2014, 167 m. CB-Komm. 

Kränzlin/ Weller, BB 2014, 850 Ls m. BB-Komm. Grützner, NZG 2014, 345 
(Neubürger-Entscheidung).

22 BGH, 10.05.1957 – I ZR 234/55, BGHZ 24 (1957), 200 (Presseangriff-Urteil); 
aus Kostengründen hat der Standortleiter des Stahlwerks Turin die Nachrüs-
tung des Brandschutzes abgelehnt. Bei einem Brand gab es sieben Tote. Der 
Standortleiter wurde zu zehn Jahren wegen Totschlags verurteilt, Wirtschafts-
woche vom 16.4.2012, 102.
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XII.  die leerkostenvermeidung zur senkung des 
Compliance-aufwands

Bei der Erfüllung der Legalitätspflicht können Leerkosten entstehen. 
Sie sind konsequent zu vermeiden. Die Betriebswirtschaftslehre un-
terteilt die Gesamtkosten in fixe und variable Kosten. Fixe Kosten 
entstehen alleine schon durch die Herstellung der Betriebsbereit-
schaft eines Unternehmens, ohne dass schon etwas produziert oder 
verkauft wurde. Die Höhe der variablen Kosten hängt dagegen von 
der Menge der produzierten Güter oder Dienstleistungen ab. Der 
sog. Fixkostenblock wiederum besteht aus ökonomisch effizienten 
Nutzkosten und den ökonomisch ineffizienten Leerkosten.23 Leerkos-
ten sind der Anteil der fixen Kosten, dem keine Nutzung zugrunde 
liegt. Leerkosten entstehen, soweit die Kapazitäten ungenutzt sind.24 
Leerkosten werden immer dann ermittelt, wenn Einsparpotentiale ge-
sucht werden. Der erstmals gemessene hohe Compliance-Aufwand 
veranlasst die Prüfung, wie die Fixkosten für den Compliance-Auf-
wand eines Unternehmens auf die Nutzkosten reduziert und Leer-
kosten möglichst vermieden werden können. Der nutzlose ist vom 
nützlichen Aufwand erstens zu trennen und zweitens zu vermeiden. 
Der Compliance-Aufwand ist auf den unverzichtbaren Umfang zu re-
duzieren.
Es empfiehlt sich deshalb, das Leerkostenmanagement auf das Com-
pliance Management anzuwenden. Dazu ist die Erfüllung jeder Einzel-
pflicht unter Vermeidung von Leerkosten zu organisieren.
Das Leerkostenmanagement veranlasst bei jeder der sechs Organi-
sationspflichten die Frage, ob alle denkbaren und realisierbaren Ein-
sparpotentiale genutzt wurden:
 – Erstens ist zu prüfen, ob eine optimale horizontale und vertikale 

Arbeitsteilung im Unternehmen praktiziert wird, ob eine Rechts-
pflicht des Unternehmens so an Mitarbeiter delegiert wurde, 
dass sie ohne Leerkosten erfüllt werden kann, ob der jeweils 
Verantwortliche die an ihn delegierten Rechtspflichten mit dem 
möglichst geringsten Aufwand erledigen kann, ohne etwa über-
fordert oder unterfordert zu sein; und ausreichende Qualifikation 
und Vorbildung besitzt. Unterforderte Mitarbeiter verursachen 
qualitative Leerkosten. Durch überforderte Mitarbeiter drohen 
Schäden und nutzlose Nachbesserungen. Unter dem Gesichts-
punkt der optimalen Arbeitsteilung ist außerdem zu prüfen, ob 
der Aufwand sich dadurch senken lässt, dass die jeweilige Pflicht 
unternehmensextern statt unternehmensintern erledigt werden 
kann. Unternehmensextern lassen sich Mehrfachnutzungen rea-
lisieren, wodurch Grenzkosten nahe Null sinken können. Ein Ver-
gleich der Stundensätze externer und interner Anwälte, sagt im 
Ergebnis, dass die Stundensätze der Kanzleien (308,00 Euro) im 
Durchschnitt fast dreimal so hoch liegen, wie die interner Juristen 
(108,00 Euro).25 Rifkins These wird derzeit unter dem Gesichts-
punkt der „share economy“ diskutiert. „Der Weg hin zu Grenzkos-
ten nahe null und fast kostenlosen Gütern und Dienstleistungen 
ist eine Funktion der zunehmenden Produktivität“26.

 – Zweitens ist zu prüfen, ob bei der Erfüllung einer Einzelpflicht die 
Vorteile der Standardisierung genutzt wurden. Dazu gehört es, 
die Rechtspflichten wiederzuverwenden, die auf Sachverhalte 
verwendet werden, die schon einmal auf Risiken und die durch 
sie ausgelösten Rechtspflichten zur Abwendung geprüft wurden. 
Nicht in jedem Unternehmen muss eine aufwendige Prüfung 
vorgenommen werden, welche Pflichten durch einen Sachver-
halt ausgelöst werden, wenn der gleiche Sachverhalt und die 
ausgelöste Pflicht unternehmensextern oder auch intern schon 

mehrfach geprüft wurde. Statt mehrfach wiederholt zu prüfen, 
empfiehlt es sich das Prüfergebnis einmal zu speichern, aber 
mehrfach zu nutzen. Schon einmal ermittelte Rechtspflichten, 
die ein Risiko aus einem Industriesachverhalt abwenden, müssen 
nicht wieder geprüft, sondern nur wiedergefunden werden. Dazu 
müssen sie zuvor einmal in einer Datenbank erfasst, gespeichert 
und zum Abrufen verfügbar gehalten werden.27

 – Drittens ist für jede einzelne Rechtspflicht zu prüfen, ob die aktu-
ellen technischen Möglichkeiten der Digitalisierung genutzt wur-
den. Dazu gehört es, bspw. Sachverhalte und die sie auslösen-
den Rechtspflichten zu verlinken, zu speichern, zu markieren und 
nach den Markierungen abzurufen, mit verantwortlichen Perso-
nen und Betriebsteilen so zu verlinken, dass jeder Pflichtenträger 
seine Pflichten mit dem geringsten Aufwand unter seinem Namen 
oder seiner Abteilung abfragen kann.

Im Folgenden soll gezeigt werden, was zur Senkung des Compliance-
Aufwands schon möglich ist und praktiziert wird.

XIII.  der unverzichtbare aufwand beim Vorhalten 
einer Gesetzessammlung

Die Einhaltung aller einschlägigen Rechtsnormen und Rechtspflichten 
setzt ihre Verfügbarkeit im Unternehmen voraus. Nach Art. 20 Abs. 3 
S. 2 GG ist die Verwaltung und die Rechtsprechung an Gesetz und 
Recht gebunden. Ohne gesetzliche Grundlage kann die Verwaltung 
nicht tätig werden.28 Jeder Rechtsanwender ist dadurch verpflichtet, 
den Wortsinn gesetzlicher Vorschriften zu ermitteln. Der Normtext 
und sein Wortlaut ist der Ausgangspunkt jeder Auslegung. Ohne den 
Gesetzeswortlaut zu kennen ist legales Verhalten im Unternehmen 
nicht möglich. Bei mehrdeutigem Wortlaut ist das Gesetz auszulegen, 
systematisch, historisch und teleologisch.29 Zwar müssen bei Betrie-
ben aktuell über 15 000 Rechtsnormen, Gesetze, Verordnungen und 
untergesetzliche Regelwerke vorgehalten werden. Jedoch sind nicht 
alle Rechtsnormen in einem einzigen Betrieb einschlägig. Im Durch-
schnitt von Betrieben aus 40 Branchen sind nur etwa 1 000 Vorschrif-
ten im Unternehmen anwendbar, das sind 7 % aller Rechtsnormen. Je 
nach Unternehmen und Branche wechselt die Zusammensetzung der 
einschlägigen Rechtsnormen. Vor jeder Prüfung der einschlägigen 
Vorschrift ist unklar, welche 7 % der über 15 000 Vorschriften ein-
schlägig sind. Der Bestand von 7 % der einschlägigen Rechtsnormen 
wechselt bei jedem Unternehmen je nach Branche, Risikoprofil und 
Standort. Selbst wenn nur 7 % im Durchschnitt von allen Rechtsvor-
schriften einschlägig sind, kann auf die Gesamtbibliothek aller 15 000 

23 Wöhe, Einführung in die allgemeine Betriebswirtschaftslehre, 25.  Aufl. 
2013, S. 300; Wöhe, Übungsbuch zur allgemeinen Betriebswirtschaftslehre, 
14. Aufl. 2013, S. 117.

24 Kannenberg, Leerkosten, Wie man durch ein Leerkostenmanagement Kosten 
reduzieren kann, 2015, S. 3–7.

25 Dörr/ Goldschmidt, FAZ vom 31.12.2015, 18; Rifkin, Die Null-Grenzkosten-
Gesellschaft, 2014. Der Rechtsabteilungs-Report 2015/2016, S. 148, 149, 
Henning; General Counsel Benchmarking-Report 2015/2016.

26 Rifkin, Die Null-Grenzkosten-Gesellschaft, 2014, S. 13, 107.
27 „BCG The Boston Consulting Group, Bucerius Law School, How Legal Tech-

nology Will Change the Business of Law, S. 7,8; Hall, Legal Tribune Online, 
Studie: Legal Tech verändert Kanzleistrukturen: Pyramide oder Stein? Legal 
Tribune Online, 3.2.2016.

28 Sachs, GG, 6. Aufl. 2011, Art. 20 GG, Rn. 113.
29 Rüthers, in: Rüthers/ Fischer/ Birk, Rechtstheorie, 8. Aufl. 2015, Rn. 743.
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Vorschriften deshalb nicht verzichtet werden. Rechtsberater können 
ohne den Gesetzeswortlaut nicht beraten. Die Standardfrage an den 
rechtberatenden Anwalt, wie zu einem bestimmten Unternehmens-
sachverhalt ein Gericht oder eine Behörde im Zweifel entscheiden 
werde, ist ohne den Gesetzeswortlaut nicht zu beantworten. Genau 
wie Richter und Verwaltungsbeamte an den Wortlaut des Gesetzes 
gebunden sind, so sind es auch die Anwälte. Kein Rechtsberater 
kommt ohne Gesetzeswortlaut aus. Nach seiner Rechtsprechung im 
Ision-Urteil fordert der BGH nicht nur von Rechtsanwälten Rechtsrat 
einzuholen, sondern das Beratungsergebnis einer „Plausibilitätskont-
rolle“ zu unterziehen.30 Der Hinweis auf die Unverzichtbarkeit des Ge-
setzeswortlauts ist unter Juristen eine Selbstverständlichkeit, für ju-
ristische Laien in der Praxis insofern ein Problem, als der Wortlaut als 
wenig aussagekräftig verstanden und deshalb vernachlässigt wird. 
Übersehen wird hierbei, dass der Gesetzgeber abstrakt und generell 
regeln muss, weil die Einzelfallgesetzgebung nach Art. 19 Abs. 1 S. 1 
GG (Einzelfallgesetzverbot) ausgeschlossen ist. Die abstrakten Be-
griffe werden durch die Rechtsprechung und durch die Verwaltung 
konkretisiert. Die Prüfung im Einzelfall setzt somit immer die Prü-
fung der einschlägigen Rechtsprechung und die Genehmigungspraxis 
der Behörden voraus. Ob deshalb z. B. Klärschlamm ein Düngemittel 
nach der TRGS 511 ist und gekennzeichnet werden muss, ist kein 
sprachliches sondern ein rechtliches Problem, das im Zweifelsfall von 
Verwaltungsbehörden oder Gerichten entschieden werden muss, und 
zwar darüber, ob für Klärschlämme eine Kennzeichnungspflicht gilt. 
Entschieden wird über die Rechtsfolge und nicht über eine korrekte 
sprachliche Verwendung. Die Unterhaltung einer Gesetzessammlung 
von 15 000 Vorschriften entspricht den Fixkosten zur Erfüllung der 
Legalitätspflicht. Die Fixkosten enthalten jedoch pro Unternehmen 
93 % Leerkosten und nur 7 % Nutzkosten im Durchschnitt, wobei 
sich von Betrieb zu Betrieb die Zusammensetzung der Leerkosten 
ändert.

XIV. die Ermittlung der einschlägigen Rechtsnormen

In jedem Betrieb müssen die 7 % im Durchschnitt einschlägiger Nor-
men erst ermittelt werden. Je größer der Gesamtbestand an Rechts-
normen ist, umso geringer ist das Risiko, eine Rechtsvorschrift und 
damit eine Rechtspflicht zu übersehen. Unkenntnis schützt nicht vor 
Strafe. Vor Unkenntnis schützt nur eine möglichst umfassende gro-
ße Gesetzessammlung. Je größer die Vorschriftensammlung, umso 
höher ist die Wahrscheinlichkeit, sich auf einen unvermeidbaren Ver-
botsirrtum nach § 17 StGB berufen und dadurch entlasten zu kön-
nen.
Die erstmalige Prüfung aller Rechtsnormen, ob sie im Unternehmen 
einschlägig sind, muss einmal vorgenommen werden. Das Prüfergeb-
nis kann festgehalten werden, indem einschlägige und nicht einschlä-
gige Rechtsnormen einmalig markiert werden. Die Markierung liefert 
den Beweis, dass die Ermittlung der einschlägigen Rechtsnormen 
durchgeführt wurde. Die einschlägigen Rechtsnormen werden im 
Unternehmen verwaltet, insbesondere nach Rechtspflichten durch-
sucht. Alle Rechtsnormen sind zu aktualisieren. Unternehmensextern 
lassen sich die Rechtsnormen regelmäßig aktualisieren. Deren Ver-
waltung und 93 % der Rechtsnormen aus dem Gesamtbestand kön-
nen als Leerkosten eingespart werden. Wollte man für jede Rechts-
pflicht immer wieder den Gesamtbestand durchsuchen, würde man 
93 % Leerkosten verursachen und nutzlosen Aufwand für die Pflege 
von 15 000 Rechtsnormen betreiben.

Die Bibliothek einer Gesetzessammlung muss nicht in jedem Unter-
nehmen zusammengestellt und regelmäßig aktualisiert werden. Vie-
le Unternehmen können sich die gleiche Gesetzessammlung teilen, 
ebenso die regelmäßige Aktualisierung und auf diese Weise Leer-
kosten vermeiden. Wegen durchschnittlich nur 7 % der einschlägigen 
Normen muss nicht jede Firma 100 % der Rechtsnormen im eigenen 
Unternehmen vorhalten. Je mehr Nutzer sich eine Bibliothek teilen, 
umso mehr Kosten lassen sich einsparen. Für die laufende Unter-
haltung und Verfügbarkeit der einschlägigen Rechtsnormen lassen 
sich circa 7 % Nutzkosten und 93 % Leerkosten unterscheiden. 100 % 
aller Rechtsnormen werden nur bei der erstmaligen Prüfung der ein-
schlägigen Rechtsnormen und bei nachfolgenden Änderungen von 
Sachverhalten im Unternehmen jedoch gebraucht, nicht aber intern 
in jedem Unternehmen.

XV.  die Ermittlung der Rechtspflichten eines unter-
nehmens in effizienter Prüfschrittfolge

Zu Vermeidung von Leerkosten kann nutzloser Aufwand beim Ermit-
teln der einschlägigen Rechtspflichten eines Unternehmens schon 
allein damit vermieden werden, dass der Ablauf der Prüfschritte mit 
dem geringstmöglichen Aufwand geplant wird. Nach der horizonta-
len Arbeitsteilung empfehlen sich möglichst kleine Arbeitsschritte, 
um sie optimal durchführen zu können. Dabei ist nach der vertikalen 
Arbeitsteilung die Koordination, Planung und Überwachung durch die 
Geschäftsleiter erforderlich.

XVI.  aufbau und unterhaltung eines lösungsvorrats-
speichers aus standardisierten Pflichten senkt 
den Compliance-aufwand

Sachverhalte in Unternehmen wiederholen sich. Damit wiederho-
len sich auch die gleichen Rechtsfragen nach den Risiken und den 
Rechtspflichten zu ihrer Abwehr. Industriefirmen sind in aller Regel 
standardisiert ausgerüstet. In jedem Unternehmen gibt es Kräne, 
Gabelstapler, Druckbehälter, Leitern, Gefahrstofflager, Galvanik- und 
Lackieranlagen. Es wiederholen sich auch Verfahren und Prozesse 
wie z. B. das Schweißen, Lackieren, Beschichten, Umformen, Lagern 
und chemische Reaktionen. Alle Unternehmenssachverhalte verursa-
chen Risiken für unterschiedliche Rechtsgüter, zu deren Abwehr die 
unterschiedlichen Rechtspflichten ermittelt und eingehalten werden 
müssen. Die Rechtspflichten ergeben sich dann aus verschiedenen 
Rechtsgebieten und Rechtsvorschriften.
Unternehmenssachverhalte und die damit verbundenen Risiken las-
sen sich erstens typisieren, zweitens einmal nach Rechtspflichten 
prüfen, drittens einmal mit den geprüften Rechtspflichten verlinken, 
viertens digital ein für alle Mal verlinkt speichern und fünftens für 
immer aus dem Lösungsvorrat mit dem geringsten Aufwand verlinkt 
abrufen. Ausgelöst werden bspw. von einem Kran 62, von Industrie-
batterien 5, von Leitern 539, vom Schweißen 86 Rechtspflichten aus 
unterschiedlichen Rechtsnormen.31

30 BGH, 20.9.2011 – II ZR 234/09, BB 2011, 2960 (Ision-Urteil).
31 Die Datenbank „Recht im Betrieb“ enthält aktuell 23 383 Unternehmenssach-

verhalte, die mit 28 166 Rechtspflichten 1 533 279 Mal verlinkt sind. 23 383 
Sachverhalte und 28 166 Rechtspflichten sind aktuell schon einmal geprüft 
und verlinkt worden. Die Liste der zu prüfenden Sachverhalte kann in der Lis-
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Mit dem wachsenden Lösungsvorratsspeicher sinken Aufwand und 
Leerkosten durch wiederholte Prüfungen.
Es profitieren voneinander von gemeinsam genutzten Lösungsvor-
ratsspeichern, Betriebe aus der gleichen Branche, Standorte eines 
Konzerns durch Schnittmengen aus gleichen Pflichten. Jede Mehr-
fachnutzung und Wiederverwendung einer schon einmal geprüften 
Rechtspflicht aus dem Lösungsvorratsspeicher vermeidet nutzlosen 
Aufwand und überflüssige Leerkosten durch wiederholte Prüfun-
gen.
Speichert man die standardisierten Pflichten und Sachverhalte ei-
nes repräsentativen Betriebes aus einer Branche, profitierten andere 
Unternehmen aus der gleichen Branche beim Ermitteln der Rechts-
pflichten.32

Der Rechercheaufwand im geprüften Pflichtenbestand sinkt durch 
digitale Suchmethoden. Die Recherchetechnik erlaubt es, Listen von 
Unternehmenssachverhalten im Bestand des gespeicherten Pflich-
tenvorrats digital zu recherchieren und positive Rechercheergebnisse 
in Sekunden anzuzeigen
Ermitteln lässt sich, ob ein Sachverhalt schon einmal geprüft und 
mit einer Rechtspflicht als Prüfergebnis verlinkt wurde. Je größer der 
Speicher wird. umso geringer wird der Aufwand beim Ermitteln ein-
schlägiger Rechtspflichten. Fixkosten und Leerkosten sinken.

XVII.  skaleneffekte bei der präventiven Rechts-
beratung

Vergleichbar einer industriellen Serienfertigung und Massenproduk-
tion lassen sich positive Skaleneffekte mit sinkenden Durchschnitts-
kosten nutzen. Pro wiederverwendetem Prüfergebnis aus dem Lö-
sungsvorratsspeicher sinkt der Anteil der Fixkosten an erstmaligen 
Einzelprüfungskosten einer Rechtspflicht vergleichbar mit sinkenden 

Entwicklungskosten eines industriell gefertigten und in großen Men-
gen verkauften Industrieprodukts. Wenn eine Rechtspflicht in jedem 
Unternehmen zum gleichen Sachverhalt wiederholt geprüft werden 
muss, sind die Prüfkosten am höchsten. Wird zum gleichen Sachver-
halt die Rechtspflicht wiederholt und vielfach verwendet, sinkt pro 
wiederverwendetem Prüfergebnis der Aufwand auf einen Bruchteil, 
der der Anzahl der Wiederverwendung entspricht. Diese Methode der 
Mehrfachnutzung zur Senkung des Aufwands durch Standardisierung 
und Wiederholung wird in der Betriebswirtschaftslehre unter dem 
Stichwort der Losgrößendegression oder dem Skaleneffekt beschrie-
ben.33 Will man den Aufwand ähnlich wie bei einer Industrieproduk-
tion auch im Bereich des Compliance Managements bei der präven-
tiven Rechtsberatung in Serie systematisch senken, lassen sich die 
gleichen Erwägungen auch bei der Rechtsberatung heranziehen. 
Voraussetzung dabei ist jedoch, dass sich die geprüften Sachverhalte 
gleichen oder zumindest ähnlich sind und deshalb zum gleichen Prüf-
ergebnis, nämlich der gleichen Rechtspflicht, führen.
Viele Nutzer teilen den gleichen Lösungsvorrat. Dies entspricht dem 
neuen Trend der Share Economy. Mehr Unternehmen können prä-
ventive Complianceberatung in Anspruch nehmen, die sie sich vor-
her nicht leisten konnten. Die Nachfrage wird steigen.34 Werden die 

te der schon geprüften recherchiert werden. Von etwa 53 000 Pflichten ins-
gesamt sind derzeit 28 000 schon einmal geprüft, das sind 52 %. Die Prüfung 
schon einmal geprüfter Sachverhalte und Rechtspflichten würde Leerkosten 
verursachen.

32 BCG The Boston Consulting Group, Bucerius Law School, How Legal Techno-
logy Will Change the Business of Law, S. 10, 12; Hall, Studie: Legal verändert 
Kanzleistrukturen: Pyramide oder Stein?,. Legal Tribune Online, 3.2.2016.

33 Wöhe, Einführung in die allgemeine Betriebswirtschaftslehre, 25. Aufl. 2013, 
S. 876.

34 Dörr/ Goldschmidt, FAZ vom 31.12.2015, 18; Wildemann, FAZ vom 3.1.2016, 
20.

abbildung 1: Leerkostenreduktion durch effiziente Prüfschrittfolge zur Ermittlung der Unternehmenspflichten 

Leerkostenreduktion durch effiziente Prüfschrittfolge 
zur Ermittlung der Unternehmenspflichten

1. Rechtsnormen und Paragraphen
 prüfen (Extern)

2. Prüfen nach Pflichten (Extern)

3. Recherche nach Rechtspflichten
 im Lösungsvorrat (Extern/Intern)

4. Standortfilter (Extern/Intern)
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3. Recherche nach 
Rechtspflichten 
im Lösungsvorrat 
(Extern/Intern)

4. Standortfilter 
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Rechtsnormen 15.000 15.000 15.000 7.784

Rechtspflichten 53.000 18.000 23.596

Leerkosten 83.000 118.000 127.000

Mit und ohne Rechtspflichten 136.000
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Leerkosten systematisch vermieden und Fixkosten auf Nutzkosten 
beschränkt, wird legales Verhalten für alle Unternehmen erschwing-
lich. Hohe interne Kosten und hoher Compliance-Aufwand werden 
als Hindernis für die lückenlose Legalität im Unternehmen abgebaut. 
Der Einwand der zu kostspieligen, gewinnschmälernden und nutzlo-
sen Überregulierung wird entkräftet, insbesondere auch für kleinere 
und mittlere Unternehmen. Der Wert einer Ressource – hier einer 
gemeinsam genutzten Datenbank – steigt für alle mit jedem zusätzli-
chen Nutzer, ein Fall des Netzwerkeffekts.35

XVIII.  die digitalisierte Ermittlung von Rechts-
pflichten außerhalb des lösungsvorrats

Nach der Recherche von Pflichten im Lösungsvorrat können schon 
geprüfte und ungeprüfte Sachverhalte unterschieden werden. Von 
53 000 Rechtspflichten insgesamt (100 %) sind 35 000 Rechtspflich-
ten schon geprüft (67 %) und noch verbleibende 18 000 (33 %) zu prü-
fen, immer bezogen auf die Betriebe aus 40 Branchen. Besteht der 
Lösungsvorrat aus 64 % aller Rechtspflichten, müssen diese Rechts-
pflichten nicht nochmals geprüft werden. Der Aufwand wäre nutzlos. 
Wiederholte Prüfungen verursachen Leerkosten.
Auch die erstmalige Prüfung von Unternehmenssachverhalten 
nach Rechtspflichten lässt sich digitalisieren. Zu prüfen sind nur 
Rechtsnormen und Rechtspflichten, die am Unternehmensstandort 
einschlägig sind. Einmalig vormarkieren lassen sich alle Einzelvor-
schriften, die Paragraphen enthalten und von dem am Unterneh-
mensstandort zuständigen Gesetzgeber erlassen wurden. Auf diese 
Weise lässt sich der Prüfumfang für alle folgenden Prüfungen reduzie-
ren. Aus 15 000 Rechtsnormen ergeben sich 136 000 Paragraphen, 
von denen nur 53 000 Rechtspflichten enthalten (37 %) und 83 000 
Paragraphen, die keine Rechtspflichten enthalten (67 %) und deshalb 
für die Prüfung nach der einmaligen Vormarkierung unbeachtet blei-
ben können. In 67 % der Vorschriften neu zu prüfen, würde nutzlosen 

Aufwand bedeuten. Von 15 000 Vorschriften sind an einem Unter-
nehmensstandort durchschnittlich nur 7 500 zu prüfen. Bei 50 % der 
Vorschriften erübrigen sich die Prüfungen. Vormarkierte Vorschriften 
lassen sich digital aufrufen. Die Leerkostenanalyse ergibt danach, 
dass durch einmalige Vormarkierung aller Paragraphen mit Pflichten 
schon 61 % Leerkosten vermieden werden können. Weitere 50 % Leer-
kosten lassen sich durch die Vormarkierung von Gesetzgebern am 
Standort vermeiden.
Finden sich weder in Gesetzen, noch in Gerichtsurteilen Entscheidun-
gen über einen Sachverhalt, muss er erstmalig und individuell danach 
geprüft werden, ob er Risiken verursacht und dadurch Rechtspflich-
ten zu deren Abwehr auslöst. In seiner Kupolofen-Entscheidung hat 
der BGH entschieden, dass nicht jedes Risiko durch den Gesetzge-
ber geregelt und mit Rechtspflichten verbunden ist36. Die Prüfung 
nach Verkehrssicherungspflichten kann nicht digitalisiert werden. Sie 
muss erstmalig und individuell durchgeführt werden.

XIX. digitalisierung der Risikoanalyse

Rechtspflichten wenden Risiken ab. Risiken sind drohende Schäden 
in der Zukunft und können nur geschätzt werden. Wer Risiken unter-
schätzt, übersieht zwangsläufig auch Rechtspflichten. Schätzungen 
von Risiken hängen davon ab, erstens wie schnell und zweitens wie 
viele Schadensbeispiele verfügbar sind. Für die Annahme eines Risi-
kos entscheidet der Eindruck der Häufigkeit von Schadensfällen. Das 
menschliche Gedächtnis und seine Risikofantasie sind beschränkt. 
Es kann zur Verfügbarkeitsfehler kommen (Availability Bias). Eine Da-
tenbank erhöht die Verfügbarkeit und vermeidet Verfügbarkeitsfehler. 

35 The Second Machine Age Brynjolfsson, Mcafee, Wie die nächste digitale Re-
volution unser aller Leben verändern wird, 3. Aufl. 2015, S. 77.

36 BGH, 18.9.1984 – VI ZR 223/82, BGHZ 92, 143 (Kupolofen-Urteil).

abbildung 2: Leerkostenreduktion durch automatische Aktualisierung um 60 % 

Leerkostenreduktion durch automatische 
Aktualisierung um 60 %

1. Sämtliche Pflichtenänderungen

2. Lackhersteller

3. Glashersteller

4. Abfallverbrennungsanlage

5. Stadtwerke

6. Keramikherstellung
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herstellung

Pflichten 377 170 171 172 185 175

Leerkosten 277 276 275 262 272
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Viele Risikobeispiele können in Sekunden auf einen Blick abgerufen 
werden.37

XX. 60 % weniger aufwand durch die digitalisierte 
aktualisierung der Rechtspflichten

Monatlich ändert sich die Rechtslage, Gesetze, Rechtsverordnun-
gen, untergesetzliche Regeln werden geändert, neue kommen hinzu, 
andere treten außer Kraft. Alle Rechtspflichten eines Unternehmens 
müssen entsprechend angepasst werden.
Die Gesetzgebung ändert einzelne Paragraphen in Gesetzen, insbe-
sondere die Rechtspflichten. Gerichtsurteile konkretisieren abstrak-
te Rechtspflichten. Die Aktualisierung setzt somit die Ermittlung von 
Rechtspflichten voraus. Ohne Markierung der Rechtspflichten müss-
ten immer wieder erneut sämtliche Paragraphen danach untersucht 
werden, ob sie eine Rechtspflicht enthalten. Im Zehnjahresdurch-
schnitt ändern sich 430 Rechtspflichten und 180 Rechtsnormen pro 
Monat. Nutzen Unternehmen die gleiche Datenbank und die gleiche 
automatisierte Methode der Aktualisierung, lässt sich die Gesamt-
menge aller geänderten Rechtspflichten automatisch durch das Profil 
der einschlägigen Pflichten jedes einzelnen Unternehmensstandorts 
filtern. Der Aktualisierungsaufwand wird um 60 % gesenkt, nur 40 % 
der geänderten Pflichten pro Monat betreffen für das Unternehmen 
einschlägige Pflichten, 60 % betreffen nichteinschlägige Pflichten, die 
unbeachtet in einem Unternehmen bleiben können. 60 % des her-
kömmlichen Aktualisierungsaufwands einzusparen, bedeutet, 60 % 
Leerkosten zu vermeiden (vgl. Abbildung 2: Leerkostenreduktion 
durch automatische Aktualisierung um 60 %).

XXI. die digitalisierung der delegation

Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
sind juristische Personen und Träger aller Rechtspflichten. Sie sind 
jedoch nicht handlungsfähig, nicht schuldfähig, nicht straffähig. Bei 
der Wahrnehmung ihrer Rechte und bei der Erfüllung ihrer Pflichten 
sind sie auf ihre Mitarbeiter angewiesen. Die Pflichten sind deshalb 
auf alle Mitarbeiter so zu delegieren, dass diese für die Erfüllung der 
Unternehmenspflichten verantwortlich sind. Die Gründe zur Organi-
sationspflicht, alle Rechtspflichten des Unternehmens auf die Mitar-
beiter zu delegieren, ergeben sich in erster Linie aus der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung. Die Verantwortlichen müssen namentlich 
benannt werden und nach einem Vertreterplan jeweils einen Ersatz-
mann benennen.38 Digitalisieren lässt sich die Delegation dadurch, 
dass Rechtspflichten und namentlich benannte Mitarbeiter verlinkt 
werden. Weil an einem Standort eine Pflicht an mehreren Betriebstei-
len vorkommen kann, sind die Rechtspflichten ebenfalls mit Betriebs-
teilen zu verlinken. Im Ergebnis lässt sich dadurch abfragen, welcher 
Mitarbeiter welche Pflichten in welchem Betriebsteil wie zu erfüllen 
hat. Unkenntnis über Rechtspflichten und Zweifel über Zuständigkei-
ten für ihre Erfüllung ist damit ausgeschlossen.
Bei der Delegation sind die Grundsätze der horizontalen als auch 
der vertikalen Arbeitsteilung zu beachten, um den Compliance-Auf-
wand so gering wie möglich zu halten. Zunächst sind die Pflichten 
nach den erforderlichen Anforderungen an ihre Erledigung zu de-
legieren. Rechtspflichten, die bei der Erledigung eine höhere Qua-
lifikation voraussetzen, sind an die Führungskräfte und die jeweils 
höher Qualifizierten zu delegieren. Alle Organisationspflichten, 

Koordinierungspflichten zum Krisenmanagement bei unvorhergese-
henen Ereignissen sind an die Führungskräfte zu delegieren. Einfa-
che, sich wiederholende Pflichten sind an Mitarbeiter unterer Hierar-
chiestufen mit geringerer Qualifikation zu delegieren.
Überforderungen als auch Unterforderungen sind zu vermeiden. Das 
eingeräumte Zeitbudget muss ausreichen, um jeweilige Pflichten er-
füllen zu können.39 Zeitdruck ist zu vermeiden.
Digitalisieren lässt sich die jeweilige Zeiterfassung für eine Pflicht, um 
das individuelle Pensum bestimmen zu können. Reicht das zur Ver-
fügung gestellte Zeitbudget nicht aus, kann sich im Falle eines Scha-
dens durch eine Pflichtverletzung der Mitarbeiter zu seiner eigenen 
Entlastung auf Organisationsverschulden der Geschäftsleiter beru-
fen. Führungskräften ist zu empfehlen, Informationen durch Abfragen 
darüber zu beschaffen, ob alle Pflichten bekannt sind, die eigenen 
qualitativen Fähigkeit ausreichen, um die delegierten Pflichten erledi-
gen zu können. Reichen die zur Verfügung gestellten Mittel nicht aus, 
um ein Pensum zu erfüllen, empfiehlt es sich, eine Überlastungsan-
zeige zu organisieren und zu melden. Auch der unternehmensinterne 
Informationsaustausch zwischen Arbeitsebene und Führungsebene 
lässt sich digitalisieren mit eigens dazu gestalteten Meldemasken, 
über die den Führungskräften Engpässe, Überlastungen, Informati-
onsdefizite, Zeitmangel und Arbeitsmitteldefizite gemeldet werden 
können.
Bei der Delegation der Pflichten sind vorprogrammierte Interessen-
konflikte zu vermeiden. Insbesondere sind Beratungs-, Informations- 
und Überwachungspflichten an Mitarbeiter mit Stabsfunktion ohne 
Entscheidungsbefugnis zu delegieren. Pflichten, die Entscheidungs-
befugnisse voraussetzen, sind an Mitarbeiter mit Linienfunktion zu 
delegieren. Führungskräfte dürfen sich nicht selbst beraten und 
selbst überwachen. Zur Vorbereitung der Delegation lassen sich 
Pflichtengruppen untereinander zu Kategorien verlinken und erleich-
tert delegieren. Eine einmalig vorweggenommene Vorarbeit lässt sich 
in einer Vielzahl von Unternehmen wiederholen und einsparen. Nutz-
loser Aufwand und damit Leerkosten lassen sich durch Mehrfachnut-
zung der Pflichtenkategorien als Ergebnis einer standardisierbaren 
Vorleistung vermeiden. 

XXII.  die digitalisierung der kontrollen – Compliance 
auf einen Blick

Die Kontrollen der Pflichterfüllung im Unternehmen lassen sich di-
gitalisieren. Die Ergebnisse des Compliance Managements lassen 
sich abfragen und auf einer Maske bündeln, aus der zur Oberauf-
sicht verpflichtete Geschäftsleiter den jeweiligen Bearbeitungsstand 
ablesen können. Die Ergebnisse können jederzeit digital abgefragt 
und angezeigt werden. Rot markierte Pflichten enthalten ein Signal, 
dass Pflichten nicht erfüllt sind. Abfragen lässt sich mit einem Klick, 
welche Mitarbeiter mit welchen Pflichten säumig sind. Sie können per 
E-Mail angemahnt werden. 

37 Kahneman, Schnelles Denken, Langsames Denken, 2012, S. 164-168, 531, 
533; Rack, CB 2014, 1.7.2014, 236–240.

38 BGH, 17.10.1967 – VI ZR 70/66, NJW 1968, 247 (Schubstreben-Urteil).
39 OLG Koblenz, 18.4.1988 – 1 Ss 171/88, LRE 22.69 (Gammelhähnchen-Fall).
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XXIII. die digitalisierung der dokumentation

Sämtliche organisatorische Maßnahmen sind zu dokumentieren. Für 
Unternehmen gilt der Grundsatz der Beweislastumkehr. Er ist gesetz-
lich in § 93 Abs. 2 S. 2 AktG für Organe geregelt. Auf Vorrat müssen 
Vorstände und Geschäftsführer über die Erfüllung ihrer Pflichten im 
Unternehmen Beweise erstellen. Die Pflicht zur ständigen Dokumen-
tation ergibt sich aus ständiger Rechtsprechung40. Gesetzlich gere-
gelt ist die Dokumentationspflicht auch im Rahmen des Entlastungs-
beweises nach § 831 BGB. In etwa 15 000 Rechtsnormen lassen sich 
796 Dokumentationspflichten ermitteln, wovon 226 strafbewehrt 
sind, davon im Arbeitsschutzrecht 122, im Abfallrecht 81, im Wasse-
recht 66, im Gerätesicherheitsrecht 67 und im Anlagensicherheits-
recht 30. Es gilt der Grundsatz „not documented, not done“ (Sox 
404).
Zur Erfüllung der Dokumentationspflicht lassen sich alle organisa-
torischen Maßnahmen automatisch protokollieren und nach den je-
weiligen Kontrollvorgängen jederzeit abrufen. Alle Zweifel am pflicht-
gemäßen Verhalten von Geschäftsleitern gehen zu ihren Lasten. 
Die Pflichtwidrigkeit der Geschäftsleiter gilt deshalb als bewiesen, 
wenn der Geschäftsleiter sein pflichtgemäßes Verhalten, insbeson-
dere beim Organisieren, nicht beweisen kann. Die Dokumentation ist 
deshalb das beste Beweismittel gegen den Vorwurf von Organisati-
onsfehlern. Vor allem können Vorwürfe wegen Unterlassungsdelikten 
nur durch dokumentierte Tätigkeitsnachweise widerlegt werden. Bei 
einem Unterlassungsdelikt  – anders als bei Begehungsdelikten  – 
müssen Geschäftsleiter beweisen können, dass sie gerade nicht un-
tätig waren, sondern pflichtgemäß gehandelt haben. Der Vorwurf der 
Untätigkeit und des Unterlassens ist die häufigste Begründung zum 
Organisationsverschulden.

XXIV.  fazit: sinkender Compliance-aufwand  
und steigende Rechtssicherheit durch 
 digitalisierung

Um geschätzte 68 % lässt sich der Compliance-Aufwand senken,
 – erstens durch horizontale und vertikale, durch unternehmensin-

terne und unternehmensexterne Arbeitsteilung,
 – zweitens durch die Standardisierung und Mehrfachnutzung von 

Rechtspflichten bei gleichen oder ähnlichen Unternehmenssach-
verhalten und 

 – drittens durch die Digitalisierung aller Prozesse des Compliance 
Managements, dem Recherchieren in großen Textmengen zur 
Ermittlung der Rechtspflichten, deren Delegation, Erfüllung, Ak-
tualisierung bis zur Dokumentation. Digitalisieren heißt, recher-
chieren, speichern, verlinken und abrufen. Verlinken lassen sich 
Risiken mit Rechtspflichten, Rechtspflichten mit Mitarbeitern, 
Rechtspflichten mit Betriebsteilen, Rechtspflichten mit Rechts-
pflichten untereinander zu Pflichtenkategorien, etwa Organisa-
tions-, Dokumentations-, Risikoanalysepflichten. Alles Verlinkte 
lässt sich auch verlinkt abrufen, etwa welcher Mitarbeiter welche 
Rechtspflicht in welchem Betriebsteil und in welchem Zeitraum 
zu erfüllen hat. Der aktuelle Bearbeitungsstand aller Organisati-
onspflichten lässt sich durch Vorstände und Geschäftsführer auf 
einer einzigen Maske ablesen. Compliance auf einen Blick wird 
möglich. Digitalisieren heißt auch, die Abwendung von Risiken 
durch Rechtspflichten nur einmal zu prüfen, Prüfergebnisse nur 
einmal zu speichern, nur einmal Risiken mit Rechtspflichten zu 

verlinken und für alle Wiederholungsfälle mehrfach zu nutzen. 
Das einmalige Speichern macht das wiederholte Prüfen über-
flüssig. Prüfverfahren müssen nicht wiederholt, Prüfergebnisse 
müssen nur wiedergefunden werden. Digital verlinken lassen 
sich abstrakte Rechtsbegriffe mit den subsumierten Einzelfällen, 
jederzeit abrufbar mit nur einem Klick. Schnittmengen von glei-
chen Sachverhalten und gleichen Pflichten lassen sich betriebs- 
und standortübergreifend in Konzernen abrufen. Alle Pflichten 
können auf Mitarbeiter delegiert und für alle jederzeit verfügbar 
gehalten werden.

Betriebswirtschaftlich werden Leerkosten und nutzloser Aufwand in 
jedem einzelnen Arbeitsschritt des Compliance Managements ver-
mieden.
Compliance-Aufwand, Leerkosten und Grenzkosten sinken.
Je mehr Unternehmen die digitalisierte präventive Rechtsberatung 
gemeinsam praktizieren, umso deutlicher wird der Netzwerkeffekt. 
Mit jedem neuen Nutzer des gleichen Compliance-Management-
Systems steigt der gespeicherte Lösungsvorrat aus Prüfergebnissen. 
Mehr Risiken lassen sich abwenden, mehr Schäden werden vermie-
den, mehr Unternehmen können sich bei sinkendem Aufwand und 
sinkenden Grenzkosten Compliance leisten. Die industrielle Serien-
produktion lässt sich mit Compliance als präventive Rechtsberatung 
in Serie begleiten. Einsparpotentiale werden realisiert. Compliance 
lohnt sich.
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